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i m p r e s s u m

i n h a l t

Bei vielen ortsbasierten Diensten besteht 
die Gefahr, dass die Diensteanbieter 
 exzessiven Zugang zu den personenbezo-
genen Daten über die Nutzer erhalten. Wie 
können ortsbasierte Dienste rechts- und 
datenschutzkonform gestaltet werden?  

Datenschutz-
gerechte orts-
basierte Dienste

Ortsbasierte Dienste ermöglichen eine 
Nutzung von Mobiltelefonen als per-
sönliche Informationsquelle und helfen 
dabei, die für eine Person relevante Infor-
mation aus der Datenflut des Internets 
 herauszufiltern. Der Autor erklärt die Pro-
bleme von ortsbasierten Diensten und er-
läutert mögliche Lösungsansätze.

Datenschutz in 
ortsbasierten 
 Diensten

RFID-Systeme ermöglichen die automa-
tische drahtlose Identifikation von Objek-
ten und stellen eine allgegenwärtige Tech-
nologie mit zahlreichen Anwendungsmög-
lichkeiten dar. Welches sind die Sicher-
heits- und Datenschutzanforderungen an 
solche Anwendungen?

Location Privacy in 
RFID-Systemen

Das Einschleusen von Fälschungen stellt 
heute eine grosse Gefahr für Warenliefer-
ketten dar. Das System «Tracker» setzt 
einfache RFID-Tags als Ersatz für her-
kömmliche Barcodes ein, um Lieferketten 
gegen eingeschleuste Fälschungen abzusi-
chern und ausserdem neugierige Mitbe-
werber davon abzuhalten, die eigene Wa-
renlieferkette auszuspähen.

Schutz von 
 Lieferketten  
mit RFID-Tags
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Website-Betreiber sammeln und analysie-
ren eine Fülle an Daten, ohne dies offen 
zu deklarieren. Datenschutz-Gütesiegel 
wie EuroPriSe erhöhen die Transparenz 
beim Einsatz von Web Analytics.
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Raserei auf der Strasse
von Bruno Baeriswyl Seite 96

cartoon 
von Reto Fontana

Wer mit seinem Auto auf der Strasse zu 
schnell unterwegs ist, riskiert, geblitzt zu 
werden. Höchste Zeit, dass das Strassen-
verkehrsgesetz geändert und die Höchst-
geschwindigkeit abgeschafft werden. Eine 
abwegige Argumentation? Mitnichten, 
wenn man die Reaktion auf ein Bundes-
verwaltungsgerichtsurteil zu einer anderen 
«Raserei auf der Strasse» hört …

Raserei auf 
der Strasse

StPO und OHG regelten die Mitteilung von 
Name und Adresse von Opfern an eine 
 Beratungsstelle abschliessend und damit 
bleibe für kantonales Recht kein Raum, 
kritisieren KETTIGER/SCHWANDER einen in 
digma 2010.4 erschienenen Artikel von 
GLOCKENGIESSER/STÄMPFLI. Stimmt nicht 
ganz, wenden die beiden Autorinnen des 
ersten Beitrages ein, und weisen darauf 
hin, dass in Fällen von häuslicher Gewalt 
ausserhalb des Geltungsbereichs der StPO 
durchaus kantonaler Regelungsspielraum 
und -bedarf besteht. 

Häusliche Gewalt
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Häusliche Gewalt:  
Vom Bund geregelt

 Häusliche Gewalt wurde in 
der Schweiz von der Öf-
fentlichkeit lange ver-

drängt – erst langsam entwi-
ckelte sich das Bewusstsein, 
dass die Bekämpfung der häus-
lichen Gewalt eine staatliche 
Aufgabe ist1. Heute ist häusli-
che Gewalt als gesellschaftli-
ches Problem wie auch als 
Rechtsverletzung anerkannt 
und sowohl auf Bundesebene 
als auch auf kantonaler Ebene 
in vielfältiger Weise Gegenstand 
der Gesetzgebung2. IRIS GLO-
CKENGIESSER und SANDRA STÄMPF-
LI erachten in ihrem Artikel3 den 
Zugang der Opfer von häusli-
cher Gewalt zur Beratung als 
ungenügend und fordern 
Rechtsgrundlagen, welche die 
Polizei in jedem Fall zur Mel-
dung an die Beratungsstellen 
verpflichten, damit letzteren 
proaktive Beratung ermöglicht 
wird. Sie sehen diesbezüglich 
Handlungsbedarf bei den Kan-
tonen. Der vorliegende Beitrag 
befasst sich kritisch mit diesen 
Thesen.

Massgeblich:  
Art. 305 Abs. 3 StPO
Umfassende Regelung
Seit dem 1. Januar 2011 

legt Art. 305 Abs. 3 der Schwei-
zerischen Strafprozessordnung 
(StPO) verbindlich fest, dass 
die Polizei Name und Adresse 
eines Opfers einer Beratungs-
stelle meldet, sofern das Opfer 
damit einverstanden ist. Die 
Beratungsstelle ist – im Sinne 
proaktiver Beratung – gemäss 
Art. 8 Abs. 2 des Opferhilfe-
gesetzes (OHG) verpflichtet, 
mit dem Opfer Kontakt aufzu-

nehmen. Der Informationsaus-
tausch zwischen den Strafbe-
hörden (Art. 12 ff. StPO) einer-
seits und den übrigen Behörden 
des Bundes und der Kantone 
andererseits ist grundsätzlich 
umfassend durch das Bundes-
recht, insbesondere die StPO, 
geregelt; Art. 305 Abs. 3 StPO 
stellt eine lex specialis zu 
Art. 75 StPO dar. Angesichts 
der Offizialisierung von Straftat-
beständen im häuslichen Nah-
bereich4 besteht bei Strafan-
zeigen oder telefonischen Mel-
dungen an die Polizei betreffend 
häusliche Gewalt immer ein 
strafprozessualer Deliktsver-
dacht, so dass damit ein poli-
zeiliches Ermittlungsverfahren 
(Art. 306 StPO) ausgelöst 
wird5 und die StPO Anwendung 
findet. 

Abschliessende Regelung
Die StPO stellt eine umfas-

sende und grundsätzlich ab-
schliessende Kodifikation dar; 
Teilbereiche, in denen die 
 Kantone eigene Regelungen er-
lassen können oder müssen, 
müssen im Bundesrecht aus-
drücklich erwähnt werden6. An-
gesichts der Tatsache, dass 
Art. 123 Abs. 1 der Bundesver-
fassung (BV) dem Bund hin-
sichtlich der Strafprozessge-
setzgebung und Art. 124 BV 
hinsichtlich der Opferhilfege-
setzgebung je eine umfassende 
konkurrierende Gesetzgebungs-
kompetenz mit nachträglich 
derogatorischer Wirkung einräu-
men7 und dass der Bundesge-
setzgeber in Art. 305 Abs. 3 
StPO die Mitteilung der Polizei 
an Beratungsstellen umfassend 

regelt, bleibt kein Raum für ab-
weichendes oder ergänzendes 
kantonales Recht8.

Gewollte Regelung
Am 23. März 2007 be-

schloss das Parlament das neue 
OHG9 und legte in Art. 8 Abs. 2 
OHG fest, dass die Polizei die 
Beratungsstelle informiert, so-
fern das Opfer damit einver-
standen ist. In Art. 305 Abs. 3 
StPO, der am 5. Oktober 2007 
beschlossen wurde, legte der 
Bundesgesetzgeber fest, die 
Polizei müsse die Beratungs-
stelle informieren, sofern «das 
Opfer dies nicht ablehnt»10. 
Beim Beschluss des Strafbe-
hördenorganisationsgesetzes 
(StBOG) am 19. März 2010 
übernahm der Gesetzgeber den 
bisherigen Art. 8 OHG weitge-
hend unverändert als Änderung 
von Art. 305 StPO11. Der Ge-
setzgeber hat sich mithin drei 
Mal dahingehend entschieden, 
dass die Polizei Name und Ad-
resse des Opfers ohne dessen 
Einverständnis nicht an die Be-
ratungsstelle weiterleiten darf.

Beratungsbedarf vs. 
 Persönlichkeitsrechte
Beratungsbedarf
Zahlreiche Studien zeigen, 

dass die Vielgestaltigkeit in 
der Betroffenheit von häusli-
cher Gewalt, was die Dynamik 
der Lösungen aus der Gewalt-
beziehung und die subjektive 
Handlungsfähigkeit betrifft, 
sehr gross ist12. Aus dieser Viel-
gestaltigkeit ergibt sich ein 
 heterogener Unterstützungsbe-
darf, der nur mit einem ausdif-
ferenzierten Hilfesystem, seien 
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dies beispielsweise Frauenhäu-
ser oder auf häusliche Gewalt 
spezialisierte Beratungsstellen, 
und mit einer auf den indivi-
duellen Fall bezogenen Bera-
tung abgedeckt werden kann: 
«Das heisst auch, dass es kein 
für alle von häuslicher Gewalt 
betroffenen Frauen gleicher-
massen anzuwendendes Bera-
tungskonzept gibt, weder was 
das Ergebnis angeht (Beratung 
zur Trennung, Paarberatung 
etc.), noch was die Gewichtung 
von psychosozialer Begleitung, 
praktischer Hilfe und therapeu-
tischer Aufarbeitung angeht, 
sondern dass Beratung prinzi-
piell ergebnisoffen und offen in 
der Vermittlung der Art der Un-
terstützung sein und die Ent-
scheidungen der Klientin res-
pektiert werden muss»13. Das 
Bild vom hilflosen und passiven 
Opfer wird dieser Heterogenität 
nicht gerecht – stereotypisie-
rende Bilder von Gewaltopfern 
haben vielmehr negative Folgen 
für die Hilfesuchenden14.

Ein wesentlicher Faktor hilf-
reicher Unterstützung von Op-
fern häuslicher Gewalt ist eine 
von Einfühlsamkeit, Respekt 
und Achtung der individuellen 
Entscheidungen des Opfers ge-
tragene Beratungshaltung – das 
Opfer will ernst genommen wer-
den15. Im dynamischen Ablauf 
von gewalttätigen Beziehungen 
lassen sich Muster erkennen, 
welche die amerikanische So-
zialwissenschaftlerin und The-
rapeutin WALKER in ihrer Zyklus-
theorie definiert hat16. Insbe-
sondere in der Phase zwei des 
Gewaltzyklus wird durch jeden 
Akt der Gewaltanwendung das 
«von uns geteilte menschliche 
Dasein»17 verletzt und ausge-
beutet, d.h. jede von häuslicher 
Gewalt betroffene Person wird 
in ihrem Menschsein verletzt, 
erniedrigt, gedemütigt, wobei 
ihr Menschsein als notwendige 
Intersubjektiviät, geteilte Inter-
dependenz oder unverzichtbare 
Pluralität beschrieben werden 
kann18. In der Regel wird die 

Polizei während oder nach Ab-
lauf der Phase zwei gerufen19. 
Auch wenn die Vielfaltgestaltig-
keit in der Betroffenheit von 
häuslicher Gewalt, hinsichtlich 
der Dynamik der Lösungen aus 
der Gewaltbeziehung und der 
subjektiven Handlungsfähigkeit, 
gross ist, und die gewaltbetrof-
fene Person sich unmittelbar 
nach der Tat in einer besonders 
schwierigen Phase befindet, ist 
sie in der Lage, kundzutun, 
wenn sie mit der Weiterleitung 
der Daten nicht einverstanden 
ist. Denn alles andere ist aus 
psychologischer und psycho-
traumatologischer Sicht eine 
weitere Verletzung und Ausbeu-
tung ihres Menschseins. Der 
gewaltbetroffenen Person im 
Grundsatz die Fähigkeit abzu-
sprechen, ihr Einverständnis 
zur Weiterleitung zu geben, 
stellt somit letztlich eine weite-
re Verletzung, eine Erniedrigung 
wie auch eine Demütigung 
dar – und mit einer automati-
schen Weiterleitung geschähe 
genau dies.20 Es ist somit aus 
Beratungssicht wichtig, das Op-
fer am Entscheid über die Mit-
teilung an eine Beratungsstelle 
teilhaben zu lassen. 

Stellenwert proaktiver 
Erstberatung
Mit proaktiver Erstberatung 

wurde insbesondere in Deutsch-
land in den letzten Jahren Er-
fahrungen gesammelt.21 Die 
proaktive Beratung kann ge rade 
in der besonders schwierigen 
Phase in den ersten Stunden 
und Tagen nach der akuten Ge-
waltanwendung sehr hilfreich 
sein, da die gewaltbetroffene 
Person oft die Energie zur Kon-
taktaufnahme nicht aus eigener 
Initiative aufbringt oder es ein-
fach nicht schafft, ausser Haus 
zu gehen22; dies scheint aus 
einer fachlichen Sicht unbe-
stritten23. Die bisherigen Erfah-
rungen mit proaktiver Beratung 
werden von den Betroffenen 
überwiegend positiv einge-
schätzt24. Allerdings ist die Aus-

sagekraft dieser Befragungen 
aus psychologischen25 und me-
thodischen26 Gründen unsicher. 
Eine proaktive Erstberatung be-
dingt, dass Name und Adresse 
des Opfers von der Polizei an 
die Beratungsstelle weitergelei-
tet werden. Trotz dieser Ver-
knüpfung in der zeitlichen Ab-
folge sind der Stellenwert pro-
aktiver Beratung einerseits und 
die Modalitäten der Weitergabe 
der Adressdaten durch die Po-
lizei zwei vollständig verschie-
dene Fragenkomplexe, die es in 
der fachlichen Diskussion 
grundsätzlich auseinanderzu-
halten gilt.

Persönlichkeitsrechte
Bei der Information, Opfer 

einer Straftat zu sein, handelt 
es sich um besonders schüt-
zenswerte Personendaten. Die 
Bekanntgabe dieser Daten ohne 
Einwilligung stellt einen Ein-
griff in das Grundrecht der in-
formationellen Selbstbestim-
mung (Art. 13 Abs. 2 BV) dar, 
der nur nach den allgemeinen 
Voraussetzungen für Grund-
rechtseingriffe zulässig ist27. 
Demgegenüber ist eine Weiter-
gabe der Daten mit der Einwil-
ligung des Opfers oder bei 
Nichtwahrnehmen eines gesetz-
lichen Sperrrechts durch das 
Opfer verfassungsrechtlich un-
bedenklich.

Abwägung und Fazit
Die Achtung der individuel-

len Entscheidungen des Opfers 
ist einerseits – wie dargelegt – 
ein wichtiger Aspekt für die er-

K u r z & b ü n d i g

Seit dem 1. Januar 2011 regeln Art. 305 Abs. 3 
StPO und Art. 8 Abs. 2 OHG abschliessend die 
Mitteilung von Name und Adresse von Opfern an 
eine Beratungsstelle und deren Pflicht zur proakti-
ven Beratung. Für ergänzendes kantonales Recht 
bleibt kein Raum. Eine generelle Mitteilungspflicht 
der Polizei – auch gegen den Willen des Opfers – ist 
aus Beratungssicht problematisch und würde das 
informationelle Selbstbestimmungsrecht (Art. 13 
Abs. 2 BV) verletzen.
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folgreiche Beratung. Anderer-
seits verspricht auch der proak-
tive Beratungsansatz für die 
Opferberatung Erfolg. Bis heute 
ist allerdings wissenschaftlich 
nie dargelegt worden, dass eine 
proaktive Beratung in der über-
wiegenden Zahl der Fälle für 
das Opfer wichtiger wäre als die 
Wahrung dessen Entscheidfrei-
heit bezüglich der Weitergabe 
von Informationen und damit 
die Wahrung dessen Persönlich-
keitsrechte.

Angesichts der Zweifel an 
der generellen Erforderlichkeit 

im Interesse des Opfers ist frag-
lich, ob eine generelle Pflicht 
zur Weiterleitung der Opferda-
ten den Kriterien für einen 
Grundrechtseingriff (Art. 36 BV) 
standzuhalten vermag und ver-
fassungsrechtlich zulässig ist.

Letztlich stellt die Weiterlei-
tung der Adressdaten durch die 
Polizei ohne Einverständnis des 
Opfers eine Bevormundung des 
Opfers dar und steht im Wider-
spruch zu den Bestrebungen 
des neuen Erwachsenenschut-
zes, der von einer möglichst 
grossen Respektierung des Wil-

lens des Individuums ausgeht 
und behördliches Eingreifen 
unter den Aspekten Subsidiari-
tät und Verhältnismässigkeit 
(insb. Erforderlichkeit und Ge-
eignetheit) zulässt28. Diesem 
Gedanken folgen offenbar auch 
einzelne Gewaltschutzgesetze 
in Deutschland29.

Insgesamt kommt man zum 
Schluss, dass von einer gene-
rellen respektive automatischen 
Mitteilungspflicht der Polizei an 
Beratungsstellen – im Interesse 
des Opfers – abgesehen werden 
sollte.

Empfehlung de lege 
 ferenda
Die Mitteilung von Name 

und Adresse von Opfern durch 
die Polizei an Beratungsstellen 
bewegt sich an der fragilen 
Grenze zwischen staatlichen 
Gewährleistungspflichten im 
wohlverstandenen Interesse des 
Opfers einerseits und persön-
lichkeitsverletzender und kon-
traproduktiver Bevormundung 
andererseits. Die vom Parla-
ment am 5. Oktober 2007 
schon einmal beschlossene Re-
gelung, wonach die Polizei 
Name und Adresse des Opfers 
umgehend an eine Opferbera-
tungsstelle mitteilt, «wenn das 
Opfer dies nicht ablehnt», trägt 
dem Interessenkonflikt optimal 
Rechnung. Einerseits werden 
durch das Ablehnungsrecht das 
Selbstbestimmungsrecht und 
die Persönlichkeitsrechte des 
Opfers gewahrt. Andererseits ist 
gewährleistet, dass dem Opfer, 
welches diese Entscheidung 
nicht mehr selber fällen kann, 
eine proaktive Erstberatung zu-
kommt, denn «[s]chweigt das 
Opfer auf die Frage, ob es mit 
der Weiterleitung einverstanden 
ist, so ist stillschweigendes Ein-
verständnis anzunehmen»30. 
Das Parlament sollte auf diese 
Fassung von Art. 305 Abs. 3 
StPO zurückkommen. 
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25 Vgl. GIG-NET (Fn. 12), 148.
26 Es fehlt durchwegs eine vergleichbare Kon-

trollgruppe ohne proaktive Beratung.
27 Vgl. BIAGGINI (Fn. 7), Art. 13, Rz. 15.
28 Vgl. neuer Art. 389 ZGB (nicht in Kraft), BBl 

2009 141.
29 Nach dem niedersächsischen Gefahrenab-

wehrgesetz ist die Mitteilung der Polizei an 
eine Beratungsstelle ohne Einverständnis des 
Opfers nur erlaubt, wenn dies zur Abwehr 
einer Gefahr erforderlich ist, vgl. LÖBMANN/
HERBERS (Fn. 21), 232.

30 SUSANNE SCHAFFNER, OHG-Kommentar 2009, 
Art. 305 und 330 N 13.
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